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Das von den Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union festgelegte Emissions-
reduktionsziel  bis  2020  um mindestens  20  Prozent  gegenüber  1990  betrifft  auch  den
Bereich Verkehrspolitik. Mit dem Klimavertrag von Paris wurden diese Ziele sogar noch
erhöht.1 Der CO2-Ausstoß soll demnach bis 2030 um mindestens 30 Prozent, gemessen am
Stand von 2005,  verringert  werden.  Einen wichtigen Beitrag soll  dazu das  Emissions-
handelssystems (EU Emission Trading System, ETS) leisten, in das auch der Flugverkehr
zwischen  Flughäfen  im  Europäischen  Wirtschaftsraum  (EWR)  einbezogen  wird.  Der
Verkehrssektor wird einen wesentlichen Beitrag leisten müssen, wenn der Übergang zu
einer kohlenstoffarmen Wirtschaft gelingen soll. Die Kommission hat dazu Ende Mai 2017
ein umfassendes Maßnahmenpaket unter dem Titel „Europe on the Move“ vorgelegt.2

Schienenverkehr

Später als erwartet, aber noch vor Ende des Jahres 2016, hat das Europäische Parlament
auch den politischen Teil des vierten Eisenbahnpakets verabschiedet. Die Zustimmung im
Rat war bereits nach einigen Veränderungen des Kommissionsvorschlags im April 2016
erfolgt. Ab dem Jahr 2020 werden die Vergabeverfahren auf europäischer Ebene standardi-
siert. Ein Aspekt des Kompromisses sieht allerdings vor, dass Direktvergaben noch bis
2024 möglich sein sollen und bis zu zehn Jahre laufen dürfen. Somit kann erst in mehr als
25 Jahren von einer echten Liberalisierung gesprochen werden, die dieses Eisenbahnpaket
zur Priorität  hat.  Ein größerer  Wettbewerb soll  zu besseren Angeboten für die Kunden
führen und den Schienenverkehr attraktiver machen. Um eine wirkliche umweltschonende
Alternative zu Auto, Bus und Flugzeug sein zu können, muss aber nicht nur der Preis für
ein Zugticket günstiger, sondern auch in Hochgeschwindigkeitsnetze investiert werden. Ob
dazu die Entkoppelung von Bahnbetrieb und Infrastruktur, wie ebenfalls im Paket vorgese-
hen, beitragen kann, bleibt abzuwarten. Dazu muss auch der grenzüberschreitende Zugver-
kehr attraktiver werden. Im innerdeutschen Bahnnetz wird mit dem Fahrplanwechsel 2017
ein  wichtiges  Verkehrsprojekt  der  deutschen  Einheit  abgeschlossen.  Die  Verbindung
zwischen Berlin  und München wird  damit  endlich  den  Fluggesellschaften  Konkurrenz
machen können, da sich die Fahrtzeit um mehr als zwei Stunden auf nun ungefähr vier
Stunden verringern wird.3

1 Siehe auch den Beitrag „Umwelt-, Klima und Meerespolitik“ in diesem Buch.
2 European Commission: Europe on the Move: Commission takes action for clean, competitive and connec-

ted  mobility,  abrufbar  unter:  https://ec.europa.eu/transport/modes/road/news/2017-05-31-europe-on-the-
move_en (letzter Zugriff: 21.6.2017).

3 Europäische Kommission: Anstehende Herausforderungen im europäischen Bahnverkehr. Viertes Eisen-
bahnpaket, 30. Januar 2013, MEMO/13/45.
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Straßenverkehr

Im  Rahmen  des  Dauerthemas  Straßenverkehrssicherheit  verfolgt  die  Europäische
Kommission stets das Ziel, die Todesfälle zu verringern. Im letzten Jahr konnten hierbei
nach zweijähriger Stagnation wieder Erfolge erzielt werden. Die Unfallstatistik verzeich-
net einen Rückgang um 2 Prozent im Vergleich zur Untersuchung aus dem Jahr 2015.
Insgesamt kamen 25.500 Personen auf der Straße ums Leben, 600 weniger als 2015 und
6.000 weniger als 2010.4 Allerdings werden noch größere Anstrengungen notwendig sein,
um das Ziel einer Halbierung der Todesopfer bis zum Jahr 2020 in Relation zu 2010 zu
erreichen. Bisher ist die Zahl nur um 19 Prozent gesunken. Die Kommissarin für Verkehr,
Violeta Bulc, versuchte, mit dem Hinweis auf Schicksale der Betroffenen hinter der Statis-
tik die Mitgliedstaaten noch stärker in die Pflicht zu nehmen. Ein informelles Treffen zur
Straßenverkehrssicherheit fand im Rahmen der maltesischen Ratspräsidentschaft im März
in Valetta statt und eine Erklärung wurde verabschiedet.5

Ein weiterer Schwerpunkt in Bezug auf den Straßenverkehr liegt für Bulc auf der Nach-
haltigkeit. Die Umweltbelastung durch den Schadstoffausstoß sind bereits 1997 im Weiß-
buch der Kommission thematisiert und Grundprinzipien einer nachhaltigen Verkehrspolitik
dargelegt worden. Diese Prinzipien wurden ebenfalls bei der Revision 2011 betont.6 Eine
Möglichkeit  zur  Vermeidung von  Staubildung und  damit  einer  Reduzierung der  CO2-
Emmisionen  wäre  ein  einheitliches  Mautsystem.  Dazu  legte  die  Kommission  einen
Entwurf über ein elektronisches System zur Mauterfassung vor (Electronic Fee Collection,
EFC).7 Dadurch  soll  eine  Interoperabilität  über  Landesgrenzen  hinweg  gewährleistet
werden und die Einnahmen könnten zur Verbesserung der Infrastruktur genutzt werden.
Gerade im Hinblick auf die Diskussionen bezüglich der Einführung einer PKW-Maut in
Deutschland könnte die EFC Abhilfe schaffen. Der Bundestag hatte das umstrittene Gesetz
im April 2017 mit 405 gegen 125 Stimmen bei zwölf Enthaltungen verabschiedet. Die
Berechnungsgrundlage im Kommissionsentwurf wären jedoch die gefahrenen Kilometer
und nicht etwa eine pauschale Vignette, wie sie unter anderem in Österreich existiert und
in Deutschland eingeführt werden soll. Umweltschonende Fahrzeuge würden dabei einen
Bonus erhalten. Aufgrund mangelnder Kompetenzen der Europäischen Union in diesem
Bereich kann aber nur ein gemeinsamer Rahmen vorgegeben werden. Der Vorschlag der
Kommission sieht eine Übergangsphase bis zum Jahr 2027 vor und hat das Ziel, das auto-
matische Erfassungssystem für LKWs auf den Personenverkehr auszuweiten.8 

4 European Commission: Road Safety: Encouraging results in 2016 call for continued efforts to save lives
on EU roads, 28 March 2017, abrufbar unter: https://ec.europa.eu/transport/modes/road/news/road_safety
_encouraging_results_in_2016_en (letzter Zugriff 21.6.2017).

5 Council of the European Union: Valletta Declaration on Road Safety, 29 March 2017, abrufbar unter:
http://www.eu2017.mt/en/Documents/Valletta_Declaration_on_Improving_Road_Safety.pdf (letzter  Zu-
griff: 21.6.2017).

6 European Commission: Roadmap to a Single European Transport Area – Towards a competitive and re-
source  efficient  transport  system,  abrufbar  unter:  https://ec.europa.eu/transport/themes/strategies/2011
_white_paper_en (letzter Zugriff: 21.6.2017).

7 European  Commission:  Intelligent  transport  system:  Electronic  Pricing  and  Payment,  abrufbar  unter:
https://ec.europa.eu/transport/themes/its/road/application_areas/electronic_pricing_and_payment_en
(letzter Zugriff: 21.6.2017).

8 European Commission: Proposal for a Directive of the European Parliament and of the Council on the
interoperability of electronic road toll systems and facilitating cross-border exchange of information on
the failure to pay road fees in the Union (recast), COM(2017) 280 final.

318 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017

https://ec.europa.eu/transport/modes/road/news/
https://ec.europa.eu/transport/themes/its/road/application_areas/electronic_pricing_and_payment_en
https://ec.europa.eu/transport/themes/strategies/2011
https://ec.europa.eu/transport/themes/strategies/
http://www.eu2017.mt/en/Documents/Valletta_Declaration_on_Improving_Road_Safety.pdf
http://www.eu2017/
http://www.eu20/
https://ec.europa.eu/transport/modes/road/news/road_safety
https://ec.europa.eu/transport/modes/road/news/road_safety


Verkehrspolitik

Luftverkehr

Im Rahmen des Luftverkehrs ist Sicherheit ein Kernthema, die durch Instrumente wie die
EU-Flugsicherheitsliste (EU Air Safety List) gewährleistet werden soll.9 Mit der Aktuali-
sierung  im  Mai  2017  wird  nun  insgesamt  181  Luftfahrtunternehmen  der  Betrieb  im
Luftraum der Europäischen Union untersagt.  Bulc sieht  darin das  beste  Werkzeug zur
dauerhaften Sicherung des Luftverkehrs. Ein weiterer Aspekt ist dabei auch die Weiterent-
wicklung  des  einheitlichen  europäischen  Luftraums  (Single  European  Sky,  SES).  Das
Dauerthema konnte auch im vergangenen Jahr keine nennenswerten Fortschritte verzeich-
nen. Das Abgeben von nationaler Souveränität in Bezug auf die Luftraumsicherung stellt
weiterhin das größte Hindernis dar. Durch die Einrichtung von gemeinsamen grenzüber-
schreitenden Luftraumblöcken wäre die Vermeidung von Umwegflügen möglich und der
Luftfahrtsektor würde durch das gesparte Kerosin auch zu einer Verringerung der Umwelt-
belastung beitragen, die effektiver sein könnte als der Handel mit Emmissionszertifikaten.
Es ist bezeichnend, dass hierbei gerade die Schweiz, die nicht Mitglied der Europäischen
Union ist,  mit  positivem Beispiel  vorangeht.  Als Teil  des funktionalen Luftraumblocks
(Functional  Airspace  Block,  FAB)  Europe  Central,  zu  dem  auch  die  Bundesrepublik
Deutschland  sowie  Frankreich  und  die  Benelux-Staaten  gehören,  setzt  Bern  auf  eine
Vereinheitlichung der Flugüberwachungszentren. 

Die Debatte,  wie sich die Verhandlungen über den Austritt  Großbritanniens aus der
Europäischen Union gestalten werden, wirkt sich auch auf dieses Projekt aus. Mit London
muss geklärt werden, inwieweit sich Großbritannien am SES beteiligt. Zwar ist, wie das
Beispiel Schweiz, zeigt die Beteiligung von Ländern, die nicht Mitglied der Europäischen
Union sind, vorgesehen und auch gewünscht, allerdings wird sich zeigen, wie eine Koope-
ration im vorgesehenen FAB UK-IRELAND umgesetzt werden wird. Obwohl der Refe-
renzzeitraum 2 (Reference Period 2 – RP2) zur Umsetzung des SES noch fast drei Jahre
dauern wird, hat die Kommission bereits begonnen, die RP 3 vorzubereiten. Darin enthal-
ten ist eine ex post-Analyse des RP1. Dazu wurde auch ein Workshop im November 2016
in Köln abgehalten und eine Anhörung im Dezember 2016 durchgeführt, um Standpunkte
zur Verbesserung der Kapazitäten zu erörtern.

Inzwischen bringen neue technologische Entwicklungen zusätzliche Herausforderungen
für die gemeinsame Regelung des Luftverkehrs. Im Bereich des unteren Luftraums bis zu
einer Höhe von 150 Metern soll bis 2019 eine sichere Regulierung  die Entwicklung eines
Marktes  für  Dienstleistungsdrohnen gewährleisten.  Bulc  sieht  ein  großes  Potential  für
Wirtschaftswachstum durch innovative Technologien im Binnenmarkt und möchte hierbei
die Europäische Union in einer führenden Position weltweit platzieren.

Wasserverkehr

Im Bereich des Wasserverkehrs und besonders der Seehäfen sind im Jahr 2016 einige Fort-
schritte  erzielt  worden.  Das  Parlament  hat  gemeinsam mit  dem Rat  der  Europäischen
Union  den  Kommissionsvorschlag  über  einen  gemeinsamen  europäischen  Rahmen  für
Häfen angenommen. Dieser verfolgt das Ziel, neue Investitionen zu generieren und für
mehr Effizienz beim Betriebsablauf zu sorgen. Kommissarin Bulc sieht die Häfen als euro-
päische  Tore  zur  Welt  und  als  einen  zentralen  Angelpunkt  des  europäischen  Binnen-

9 European  Commission:  The  EU  Air  Safety List,  abrufbar  unter:  https://ec.europa.eu/transport/modes/
air/safety/air-ban_en (letzter Zugriff: 21.6.2017).
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markts10. Dort werden 75 Prozent der Güter außerhalb der Europäischen Union umgesetzt
und 37 Prozent der innereuropäischen Waren verschifft. Die Kommission sieht darin einen
wichtigen Beitrag zu den von Präsident Jean-Claude Junker festgelegten Prioritäten. Mit
der Hafenverordnung soll eine größere Transparenz in Bezug auf die Finanzierung und
eine  optimale  Nutzung  der  Ressourcen  erreicht  werden.  Zudem  verspricht  sich  die
Kommission qualitativ hochwertige Dienstleistungen an den Häfen durch professionelle
Weiterbildung des Personals und setzt auf eine bessere Verwaltung durch die Liberalisie-
rung der Gebührenfestlegung.

Ausblick

Für  das  Erreichen  der  ehrgeizigen  Klimaziele  der  Europäischen  Union  kommt  dem
Bereich Verkehr eine wichtige Rolle zu. Im Jahr 2014 nahm die Exekutivagentur für Inno-
vation und Netze (INEA) als Nachfolgerin der Exekutivagentur für das transeuropäische
Verkehrsnetz  (TEN-V-EA)  ihre  Arbeit  auf.  Die  INEA  verwaltet  Infrastruktur-  und
Forschungsprojekte  in  den  Bereichen  Verkehr,  Energie  und  Telekommunikation.  2016
wurde im Rahmen der Connecting Europe Facility (CEF) ein Aufruf zur Einreichung von
Projekten zur Verbesserung der Synergie in den Bereichen Verkehr und Energie11 gestartet.
Mit einem Volumen von 40 Mio. Euro sollen hierbei insbesondere die Nachhaltigkeit und
Effizienz der Transportsysteme gefördert werden, um den Übergang zu einem kohlenstoff-
armen Verkehr bei gleichzeitiger Erhöhung der Sicherheit zu gewährleisten. 

Weiterführende Literatur
Günter Knieps: Finanzierung von intelligenten Verkehrssystemen, Wirtschaftsdienst 1/2017, S. 34.
Athanasios A. Pallis: The Common EU Maritime Transport Policy: Policy Europeanisation in the 1990s, Oxford

2007.
Detlef  Sack:  Mehrebenenregieren  in  der  europäischen  Verkehrspolitik,  in:  Oliver  Schwedes/Weert  Canzler/

Andreas Knie (Hrsg.): Handbuch Verkehrspolitik, Wiesbaden 2016, S. 189-210.

10 Siehe auch den Beitrag „Binnenmarkt“ in diesem Buch.
11 Siehe auch den Beitrag „Energiepolitik“ in diesem Buch.
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